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         Der große Vermietungsratgeber: Wie Sie ihr Haus oder Ihre Wohnung erfolgreich vermieten
      

      
         1   Vorwort

      
      
         
            
               Einführung

               Das Mietrecht ist von völlig unterschiedlichen Interessen der Beteiligten geprägt. Der Vermieter ist in erster Linie an einer guten Verzinsung seines Grundkapitals interessiert. Er will einen unkomplizierten Mieter, der pünktlich eine angemessene Miete zahlt und darüber hinaus auch seinen sonstigen vertraglichen Verpflichtungen nachkommt. Der Mieter dagegen ist an möglichst preiswertem und gut ausgestattetem Wohnraum interessiert; er will, dass der Vermieter die Mieterrechte beachtet, seiner Instandhaltungs- und Instandsetzungspflicht nachkommt und im Übrigen will er seine Ruhe haben.

               Zwischen diesen völlig unterschiedlichen Interessen muss das gesetzliche Mietrecht einen einigermaßen gerechten Ausgleich schaffen. Allerdings ist das gesetzliche Mietrecht in erster Linie als Mieterschutzrecht ausgestaltet. So kann der Vermieter das Mietverhältnis nur dann durch eine ordentliche Kündigung beenden, wenn er ein »berechtigtes Interesse« nachweisen kann. Mieterhöhungen während des laufenden Mietverhältnisses sind nur unter bestimmten Voraussetzungen und in einem bestimmten Rahmen bis zur Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete zulässig. Dem Mieter sind unabdingbare gesetzliche Ansprüche eingeräumt, wenn die Wohnung einen Mangel aufweist. Mieterschutz beinhalten auch die gesetzlichen Regelungen über die Betriebskosten und deren Abrechnung.

               Ein Mietverhältnis will gut vorbereitet sein. Zunächst muss der richtige Mieter gefunden werden. Dann gilt es, eine angemessene Miete festzulegen und im abzuschließenden Mietvertrag die eigenen Interessen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten zu wahren. Gleichwohl können Vermieter im Laufe des Mietverhältnisses so manche unangenehme Überraschung erleben. So kann Streit darüber entstehen, ob der Mieter in seiner Wohnung Tiere halten darf, ob er zur Untervermietung berechtigt ist, der Mieter wegen eines Mangels die Miete mindern darf, ob die Betriebskostenabrechnung den gesetzlichen Anforderungen entspricht, der Vermieter nach einer Modernisierungsmaßnahme die Miete erhöhen darf, der Mieter sich an Reparaturmaßnahmen beteiligen muss oder ob bzw. in welchem Rahmen der Mieter bauliche Veränderungen in der Wohnung vornehmen darf. In diesen Fällen sollten sich Vermieter nicht auf ihr Gefühl verlassen. Maßgebend sind im Streitfall allein die mietvertraglichen Regelungen und das gesetzliche Mietrecht. Wer also als Vermieter seine Rechte wahren will, muss diese zunächst einmal kennen. Denn schon kleine Fehler können ihn teuer zu stehen kommen.

               Wenn Sie als Vermieter rechtliche und finanzielle Fehler vermeiden wollen, sollten Sie sich rechtzeitig mit den mietrechtlichen Regelungen und Grundsätzen befassen. Dabei will Ihnen dieser Ratgeber helfen. Sie lernen Ihre Rechte und Pflichten aus dem Mietverhältnis kennen. Viele konkrete Tipps und Musterformulierungen sollen Ihnen helfen, eine für Sie günstige Rechtslage zu schaffen. Es werden Fallstricke und Risiken aufgezeigt, die Sie vor rechtlichen und finanziellen Nachteilen schützen sollen. Anhand vieler konkreter Beispiele wird das jeweilige mietrechtliche Problem so verdeutlicht, dass Sie Ihre individuelle Situation erkennen und die richtige Entscheidung treffen können.

               Es gibt in Deutschland kein einheitliches Wohnungsmietgesetz, in dem alle mietrechtlichen Vorschriften zusammengefasst sind. Vielmehr ist das geltende Wohnungsmietrecht in viele Einzelgesetze verteilt. Diese finden Sie auf aktuellem Stand unter www.gesetze-im-internet.de.

               
                  Dr. iur. Otto N. Bretzinger
               

            

            
               !

               
                  Tipp: Alle im Ratgeber erwähnten Musterbriefe und Musterverträge können Sie in einem Downloadbereich zu diesem Buch herunterladen. Die Adresse finden Sie am Ende des Ratgebers.

            

         

      

      
         2   Mietersuche richtig vorbereiten

      
      
         
            Einführung

            Ein Mietverhältnis will gut vorbereitet sein. Zunächst sollten Sie sich Gedanken über den Mietpreis, den Sie für die Wohnung verlangen wollen, und die Mietzeit machen. Erst wenn Sie sich über diese wesentlichen Vertragsbedingungen im Klaren sind, sollten Sie sich daranmachen, den richtigen Mieter zu finden. In diesem Zusammenhang müssen Sie einen Energieausweis beschaffen, den Sie den Mietinteressenten vorlegen müssen.

         

         
            2.1   Miete festlegen

            
               
                  
               

            

            Bevor Sie nach Mietinteressenten suchen, sollten Sie sich Gedanken darüber machen, welche Miete Sie für die Wohnung verlangen wollen. Die Höhe der Miete wird nämlich im Regelfall bei jedem Mieter Priorität bei der Anmietung der Wohnung haben.

            
               2.1.1   Grundsatz: Freie Vereinbarung der Miete

               
                  
                     
                  

               

               Grundsätzlich können Sie bei einer Neuvermietung die Miete mit dem Mieter frei vereinbaren. Es besteht grundsätzlich keine Bindung an die mit dem vorigen Mieter vereinbarte oder im übrigen Haus vereinbarten Mieten. Die Miete kann in einem bestimmten Rahmen auch über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen. Unter der ortsüblichen Vergleichsmiete versteht man die Miete, die in der betreffenden Gemeinde für Wohnungen vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage üblicherweise verlangt wird.

               
                  
                     Achtung: Nur im preisgebundenen Wohnungsbau (bei »Sozialwohnungen«) bestehen gesetzliche Regelungen über die Miethöhe. Hier darf nur die sogenannte Kostenmiete verlangt werden; das ist die Miete, die zur Deckung der laufenden Aufwendungen für die Immobilie erforderlich ist. Die Kostenmiete für eine Wohnung ist in der Regel wesentlich niedriger als die auf dem freien Markt erzielbare Miete. Vereinbaren Sie mit dem Mieter einer Sozialwohnung eine höhere Miete als die Kostenmiete, so ist diese Vereinbarung unwirksam. Die zu viel bezahlte Miete müssen Sie an den Mieter zurückerstatten.

               

               Gleichwohl unterliegen Sie auch im nicht preisgebundenen Wohnungsbau hinsichtlich der im Mietvertrag festzulegenden Miete gewissen Einschränkungen. Es gelten die Verbote der Mietpreisüberhöhung und der Wuchermiete, ferner ist die sogenannte Mietpreisbremse zu beachten.

               
                  Verbot der Mietpreisüberhöhung

                  Nach dem Wirtschaftsstrafgesetz (§ 5 WiStrG) ist es Ihnen als Vermieter untersagt, bei der Vermietung von Wohnraum eine unangemessen hohe Miete zu verlangen. Verboten ist es, eine Miete zu vereinbaren, die mehr als 20 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt, wenn die Vereinbarung darauf beruht, dass das geringe Angebot an vergleichbaren Wohnungen ausgenutzt wird. Die Mietpreisüberhöhung wird mit einer Geldbuße bis zu 50.000,– € geahndet, wenn sie den Wohnungsämtern angezeigt wird.

                  
                     !

                     
                        Tipp: In Städten und Gemeinden, die über einen Mietspiegel verfügen, können Sie die ortsübliche Miete aus dem Mietspiegel entnehmen. Der entsprechende Wert des Mietspiegels zuzüglich eines Zuschlags von 20 % ergibt die Grenze, deren Überschreitung zu einer Mietpreisüberhöhung führt.

                  

                  Ausnahmsweise kann es gerechtfertigt sein, eine Miete von mehr als 20 % über der Vergleichsmiete zu verlangen, wenn die Miete zur Deckung der laufenden Aufwendungen des Vermieters erforderlich ist. Zu den laufenden Aufwendungen gehören u.a. die Verzinsung des Eigenkapitals und die Kosten einer Modernisierung. In diesem Ausnahmefall darf die Miete dann zwar auch um mehr als 20 % der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen, sie darf allerdings nicht in einem auffälligen Missverhältnis zu der Leistung des Vermieters stehen. Das bedeutet, dass die Miete nicht um mehr als 50 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen darf.

                  Ein geringes Angebot an Wohnraum bedeutet nicht, dass eine Unterversorgung des Wohnungsmarkts mit freien Wohnungen gegeben sein muss. Vielmehr ist eine Situation gemeint, bei der das vorhandene Angebot an Wohnraum bei Abschluss des Mietvertrags die Nachfrage nur gering, das heißt um höchstens 5 % übersteigt. Ein geringes Angebot liegt auch dann vor, wenn für eine bestimmte Gruppe (z.B. für Wohngemeinschaften) ein Engpass auf dem Wohnungsmarkt besteht. Bei der Frage, ob der Vermieter ein geringes Angebot an vergleichbaren Räumen ausgenutzt hat, kommt es aber immer auf das gesamte Stadtgebiet an, also nicht nur auf den Stadtteil, in dem sich die Mietwohnung befindet. Ein »geringes Angebot« ist deshalb nicht gegeben, wenn der Wohnungsmarkt für vergleichbare Wohnungen nur in dem betreffenden Stadtteil angespannt, im übrigen Stadtgebiet aber entspannt ist (BGH, Az. VIII ZR 44/04).

                  
                     
                        Achtung: Wenn eine Mietpreisüberhöhung vorliegt, kann der Mieter den Betrag zurückfordern, der um mehr als 20 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt. Der geschlossene Mietvertrag bleibt trotz Mietpreisüberhöhung bestehen.

                  

               

               
                  Verbot des Mietwuchers

                  
                     
                        
                     

                  

                  Mietwucher liegt vor, wenn Sie als Vermieter die Zwangslage, die Unerfahrenheit, den Mangel an Urteilsvermögen oder die erhebliche Willensschwäche des Mieters dadurch ausbeuten, dass Sie sich vom Mieter für die Vermietung von Wohnräumen oder damit verbundenen Nebenräumen Vermögensvorteile versprechen oder gewähren lassen, die in einem auffälligen Missverhältnis zu der Leistung stehen (§ 138 Abs. 2 BGB). Ein solches auffälliges Missverhältnis liegt beim Überschreiten der ortsüblichen Vergleichsmiete um mehr als 50 % vor. Mietwucher, der in der Praxis eher den Ausnahmefall darstellt, kann mit einer Freiheitsstrafe oder mit Geldstrafe bestraft werden.

                  
                     
                        Achtung: Eine im Mietvertrag vereinbarte Wuchermiete führt zur Anpassung der vereinbarten Miete auf die ortsübliche Vergleichsmiete. In der Vergangenheit überbezahlte Beträge kann der Mieter zurückfordern.

                  

               

               
                  Mietpreisbremse bei Wiedervermietung von Bestandswohnungen

                  
                     
                        
                     

                  

                  Seit 1.6.2015 gilt eine Mietpreisbremse bei der Neu- oder Wiedervermietung von Wohnungen. Danach darf bei der Wiedervermietung von Bestandswohnungen die zulässige Miete in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt höchstens auf das Niveau der ortsüblichen Vergleichsmiete zuzüglich 10 % angehoben werden (§ 556d Abs. 1 BGB).

                  Die Mietpreisbremse gilt aber nicht flächendeckend. Für welche Gebiete sie gelten soll, können die Bundesländer per Rechtsverordnung festlegen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten durch Rechtsverordnung für die Dauer von jeweils höchstens fünf Jahren zu bestimmen. Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten liegen vor, wenn die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen in einer Gemeinde oder einem Teil der Gemeinde zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn 

                  
                     	
                        die Mieten deutlich stärker steigen als im bundesweiten Durchschnitt,

                     

                     	
                        die durchschnittliche Mietbelastung der Haushalte den bundesweiten Durchschnitt deutlich übersteigt,

                     

                     	
                        die Wohnbevölkerung wächst, ohne dass durch Neubautätigkeit insoweit erforderlicher Wohnraum geschaffen wird,

                     

                     	
                        oder geringer Leerstand bei großer Nachfrage besteht (§ 556d Abs. 2 BGB).

                     

                  

                  Viele Bundesländer haben von dieser Möglichkeit inzwischen Gebrauch gemacht und Gebiete definiert, in denen die Mietpreisbremse gilt oder eingeführt wird.

                  
                     !

                     
                        Tipp: In Städten und Gemeinden, die über einen Mietspiegel verfügen, kann die ortsübliche Miete aus dem Mietspiegel entnommen werden. Viele Großstädte haben sogenannte qualifizierte Mietspiegel, die nach wissenschaftlichen Grundsätzen erstellt worden sind. In den meisten Gemeinden, in denen die Mietpreisbremse gilt, wird es zumindest einfache Mietspiegel geben. Auch diese sind eine gute Grundlage zur Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete für die betreffende Wohnung.

                  

                  
                     Höchstzulässige Miete

                     Dem Grundsatz nach legt die Mietpreisbremse fest, dass Sie als Vermieter bei der Wiedervermietung einer Wohnung als zulässige Miete höchstens die ortsübliche Vergleichsmiete plus 10 % verlangen dürfen.

                     
                        »

                        
                           Beispiel: Laut Mietspiegel beträgt die ortsübliche Vergleichsmiete für die Wohnung 7,– €/m2 netto kalt. Nach einem Mieterwechsel kann der Vermieter die Miete auf höchstens 7,70 €/m2 anheben.

                     

                     Eine Ausnahme gilt, wenn Sie vor der Neuvermietung eine Miete erzielt haben, die über der Grenze »ortsübliche Vergleichsmiete plus 10 %« lag. In diesem Fall genießen Sie grundsätzlich Bestandsschutz und können weiterhin die Vormiete verlangen. Allerdings schreibt das Gesetz vor, dass Mieterhöhungen, die mit dem vorherigen Mieter innerhalb des letzten Jahres vor Beendigung des Mietverhältnisses vereinbart wurden, nicht mitzählen (§ 556e Abs. 1 BGB). Auch Mietminderungen bleiben bei der Ermittlung der Vormiete unberücksichtigt.

                     
                        »

                        
                           Beispiel: Die ortsübliche Vergleichsmiete beträgt 7,– €/m2. Der Vermieter hat vom Vormieter bisher schon 8,20 €/m2 verlangt. Vermietet er die Wohnung weiter, muss er die Miete nicht auf 7,70 €/m2 (Vergleichsmiete + 10 %) senken. Der Vermieter darf auch vom neuen Mieter 8,20 €/m2 verlangen.

                     

                     Haben Sie während des vorherigen Mietverhältnisses die Wohnung modernisiert, die mögliche Mieterhöhung aber nicht geltend gemacht, dürfen Sie die ortsübliche Vergleichsmiete für die nicht modernisierte Wohnung plus 10 % und zusätzlich den Modernisierungszuschlag von 8 % der Modernisierungskosten auf die Jahresmiete, wie er auch in einem laufenden Mietverhältnis vom Mieter gezahlt werden müsste, verlangen (§ 556e Abs. 2 BGB). Dasselbe gilt, wenn Sie zwischen der Beendigung des bisherigen und dem Abschluss des neuen Mietvertrags entsprechende bauliche Veränderungen vornehmen.

                     
                        »

                        
                           Beispiel: Mit dem Vormieter war eine Miete in Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete von 6,– €/m2 vereinbart. Nach dem Auszug des Mieters hat der Vermieter die Wohnung modernisiert. Die anteiligen Modernisierungskosten für die betreffende 70 m2 große Wohnung betragen 6.000,– €. Der Modernisierungszuschlag beträgt 0,57 €/m2. Bei einer Wiedervermietung darf der Vermieter 7,17 €/m2 verlangen (6,– €/m2 + 10 % + 0,57 €/m2).

                     

                  

                  
                     Ausnahmen von der Mietpreisbremse

                     
                        
                           
                        

                     

                     Die Mietpreisbremse gilt nicht für eine Wohnung, die erstmals nach dem 1.10.2014 genutzt und vermietet wurde (§ 556f Satz 1 BGB). Auch nach einer umfassenden Sanierung gilt die Mietpreisbegrenzung für die unmittelbar anschließende Sanierung nicht (§ 556f Satz 2 BGB). Umfassend ist eine Sanierung regelmäßig dann, wenn die Räumlichkeiten unter wesentlichem Bauaufwand wieder zu Wohnzwecken nutzbar gemacht werden. Davon ist grundsätzlich auszugehen, wen die Investition etwa ein Drittel des für eine vergleichbare Neubauwohnung erforderlichen Aufwands erreicht. Zusätzlich muss auch berücksichtigt werden, ob die Wohnung auch in mehreren wesentlichen Bereichen (insbesondere Sanitär, Heizung, Fenster, Fußboden, Elektroinstallationen bzw. energetische Eigenschaften) verbessert wurde.

                     
                        !

                        
                           Tipp: Berufen Sie sich als Vermieter auf eine Ausnahme von der Mietpreisbegrenzung (z.B. höhere Vormiete, durchgeführte Modernisierung, erstmalige Nutzung nach dem 1.10.2014), müssen Sie dies Ihrem Mieter vor Abschluss des Mietvertrags mitteilen.

                     

                     Nur wenn die Auskunft in Textform erteilt wird, können Sie sich bei einer späteren Rüge des Mieters auf die Ausnahme berufen. Allerdings können Sie eine unterlassene Auskunft nachholen. Dann wird die höhere »Ausnahme-Miete« zwei Jahre nach dem Monat der nachgeholten Auskunft fällig. Der Mieter hat in einem solchen Fall also mindestens für 24 Monate Miete erspart. Haben Sie die Auskunft seinerzeit mündlich erbracht und können Sie das beweisen, hat die in Textform nachgeholte Auskunft allerdings zur Folge, dass die höhere Miete schon ab dem Monat der nachgeholten Auskunft zu zahlen ist (§ 556g Abs. 1a BGB).

                  

                  
                     Einfache Rüge des Mieters

                     Der Mieter kann eine wegen der Mietpreisbremse nicht geschuldete Miete nur zurückverlangen, wenn er einen Verstoß gegen die entsprechenden gesetzlichen Vorschriften in Textform gerügt hat. Rügt der Mieter den Verstoß mehr als 30 Monate nach Beginn des Mietverhältnisses oder war das Mietverhältnis bei Zugang der Rüge bereits beendet, kann er nur die nach Zugang der Rüge fällig gewordene Miete zurückverlangen (§ 556g Abs. 2 BGB).

                     
                        
                           Achtung: Seit 1.1.2019 genügt eine sogenannte einfache Rüge, um die zu viel gezahlte Miete zurückzuverlangen (z.B. der Satz: »Ich rüge die Höhe der Miete«). Der Mieter muss also nicht mehr darlegen, warum die verlangte Miete seines Erachtens nach zu hoch ist.

                     

                     Haben Sie als Vermieter allerdings bei Vertragsschluss unaufgefordert eine Auskunft darüber erteilt, dass Sie sich auf eine Ausnahme von der Mietpreisbremse berufen (z.B. weil Sie die Wohnung modernisiert haben; vgl. dazu oben), muss die Rüge sich auf diese Auskunft beziehen. Der Mieter muss also erklären, dass er daran zweifelt, dass eine Ausnahme von der Mietpreisbegrenzung gilt (§ 556g Abs. 2 BGB).

                  

                  
                     Auskunftspflicht des Vermieters

                     Der Vermieter ist auf Verlangen des Mieters verpflichtet, Auskunft über diejenigen Tatsachen zu erteilen, die für die Zulässigkeit der vereinbarten Miete maßgeblich sind, soweit diese Tatsachen nicht allgemein zugänglich sind und der Vermieter hierüber unschwer Auskunft geben kann (§ 556g Abs. 3 BGB). Inhaltlich ist die Auskunftspflicht beschränkt auf Umstände, die dem Mieter nicht zugänglich sind. Ihm wiederum ist es nämlich zumutbar, zur Feststellung der zulässigen Miete zunächst allgemein zugängliche Quellen zu nutzen, insbesondere den örtlichen Mietspiegel. Die Auskunftspflicht erfasst also solche Umstände, die in der Sphäre des Vermieters liegen und die der Vermieter bereits kennt oder ohne Weiteres ermitteln kann (z.B. die Baualtersklasse oder dem Mieter nicht zugängliche Ausstattungsmerkmale wie etwa die Beschaffenheit der zentralen Heizkessel, soweit diese für die Bildung der ortsüblichen Vergleichsmiete eine Rolle spielen).

                     Für das Auskunftsverlangen Mieters ist ebenso Textform (z.B. schriftlich oder per E-Mail) vorgeschrieben wie für die Erteilung der Auskunft durch den Vermieter (§ 556g Abs. 4 BGB).

                  

               

            

            
               2.1.2   Miete richtig kalkulieren

               
                  
                     
                  

               

               Selbstverständlich sind Vermieter daran interessiert, die Wohnung »gut« zu vermieten. Darunter verstehen die meisten Vermieter, im Mietvertrag eine angemessene und marktgerechte Miete zu vereinbaren und einen Mieter zu finden, der zuverlässig diese Miete zahlt und bei dem davon ausgegangen werden kann, dass er auch seinen anderen mietvertraglichen Verpflichtungen nachkommt.

               Die »richtige« Miete zu finden, ist gar nicht so einfach. Setzen Sie die Miete zu günstig an, verzichten Sie auf angemessene Mieteinnahmen, müssen aber gleichwohl für die Instandhaltungskosten Ihrer Immobilie aufkommen. Ferner dürfte eine zu geringe Miete den Wert der Immobilie drücken, wenn Sie diese verkaufen wollen. Ist die Miete zu hoch, wird es schwerer sein, einen Mieter zu finden. Die Immobilie steht dann meist über einen längeren Zeitraum leer und die Mieteinnahmen entfallen.

               
                  !

                  
                     Tipp: Versuchen Sie nicht, die maximale Miete für Ihre Wohnung durchzusetzen. Wer für eine Wohnung die Höchstmiete zahlt, hat auch ein entsprechend ausgeprägtes Anspruchsdenken. Dann müssen Sie sich als Vermieter unter Umständen häufig mit Minderungsansprüchen wegen Wohnungsmängeln auseinandersetzen. Sinnvoll ist es, eine Miete zu vereinbaren, die auch vom Mieter als »fair« betrachtet wird. Versuchen Sie also, die marktgerechte Miete für Ihre Wohnung zu ermitteln. In diesem Fall sprechen Sie mehr Interessenten an und finden auch schneller einen Mieter.

               

               Um eine marktgerechte Miete zu ermitteln, können Sie auf mehrere Informationsquellen zurückgreifen:

               
                  	
                     Wenn Ihre Gemeinde oder Stadt über einen Mietspiegel verfügt, sollten Sie in jedem Fall einen Blick reinwerfen. Sie können daraus Richtlinien für die marktgerechte Miete entnehmen. Allerdings eröffnen viele Mietspiegel einen beträchtlichen Ermessensspielraum. Und sie sind nicht einfach zu lesen.

                  

                  	
                     Einen Überblick über den Immobilienmarkt erhalten Sie, wenn Sie die Immobilienanzeigen in der Tagespresse studieren. Berücksichtigen Sie allerdings bei der Auswertung, dass es sich um vergleichbare Mietobjekte (z.B. Lage, Ausstattung, Baujahr) handeln muss. Und beachten Sie auch, dass es sich bei den angegebenen Preisen lediglich um Preisvorstellungen der Vermieter handelt und die tatsächlich vereinbarten Mieten oftmals darunterliegen.

                  

                  	
                     Hören Sie sich im Freundes- und Bekanntenkreis um, was dort an Mieten verlangt bzw. gezahlt wird. Wenn Sie eine Eigentumswohnung vermieten wollen, können Sie sich bei anderen Wohnungseigentümern oder dem Verwalter informieren.

                  

                  	
                     Als Orientierungshilfe können Sie auch Marktanalysen (z.B. Ring Deutscher Makler – RDM) oder Marktübersichten überregional tätiger Makler nutzen.

                  

               

               Wichtig ist es, nicht nur eine marktgerechte Anfangsmiete zu vereinbaren, sondern auch mietvertraglich die Möglichkeiten zu schaffen, diese der preislichen Entwicklung anzupassen. Bei einem Mietvertrag auf unbestimmte Zeit können Sie zum Beginn des Mietverhältnisses eine Miete vereinbaren und im Laufe des Mietverhältnisses durch Mieterhöhungen bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete die Miete anpassen. Stattdessen können Sie auch eine Staffel- oder Indexmiete vereinbaren und Mieterhöhungen im Laufe des Mietverhältnisses im Voraus festlegen bzw. an die Lebenshaltungskosten koppeln. Auch bei einem befristeten Mietvertrag, also einem Mietvertrag, durch den ein Mietverhältnis auf eine bestimmte Zeit eingegangen wird, können Sie eine Anfangsmiete vereinbaren und sich eine angemessene Miete während der Dauer des Mietverhältnisses durch einen Erhöhungsvorbehalt oder durch die Vereinbarung von Mietstaffeln sichern.

               Nutzen Sie beim Abschluss des Mietvertrags Ihren Gestaltungsspielraum, wenn es darum geht, Ihre wirtschaftlichen Interessen bei der Vermietung zu wahren.

               
                  Vereinbarung der Anfangsmiete bei unbefristetem Mietvertrag

                  Im Regelfall werden Mietverträge auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Vermieter und Mieter vereinbaren dann im Mietvertrag eine Anfangsmiete. Weitere mietvertragliche Regelungen über die Miete erfolgen nicht.

                  Wollen Sie als Mieter die Miete bei einem unbefristeten Mietverhältnis erhöhen, müssen hierfür bestimmte Voraussetzungen vorliegen. Ferner müssen Sie auf bestimmte Formen und Fristen achten. In jedem Fall benötigen Sie für die Mieterhöhung die Zustimmung des Mieters, die Sie gegebenenfalls im gerichtlichen Verfahren erstreiten müssen.

               

               
                  Vereinbarung einer Staffelmiete bei unbefristetem Mietvertrag

                  
                     
                        
                     

                  

                  Bereits bei Abschluss des Mietvertrags können Vermieter und Mieter vereinbaren, in welchem Umfang die Miete künftig steigen darf. Ein solcher Staffelmietvertrag ist ein ganz normaler Mietvertrag mit der Besonderheit, dass die Miete innerhalb der im Vertrag festgelegten Zeiträume steigt. In diesem Fall stehen die Mietsteigerungen während der Laufzeit des Mietverhältnisses bereits bei Mietbeginn fest. Dies bietet sowohl für den Vermieter als auch für den Mieter Kalkulationssicherheit. Nach Unterzeichnung des Mietvertrags kann eine Staffelmiete nur dann vereinbart werden, wenn der Mieter damit einverstanden ist.

                  
                     »

                     
                        Beispiel: Eine Staffelmietvereinbarung kann zum Beispiel so aussehen:

                     
                        Das Mietverhältnis beginnt am 1.10.2022. Die Miete beträgt monatlich 580,– €. Sie erhöht sich
                     

                     
                        	
                           
                              ab 1.10.2025 auf 605,– €,
                           

                        

                        	
                           
                              ab 1.10.2026 auf 630,– €,
                           

                        

                        	
                           
                              ab 1.10.2027 auf 655,– €,
                           

                        

                        	
                           
                              ab 1.10.2028 auf 680,– €.
                           

                        

                     

                  

                  Die einzelnen Steigerungsbeträge müssen nicht gleich hoch sein. Durch die Staffelmietvereinbarung kann die Miete auch über die ortsübliche Vergleichsmiete ansteigen. Allerdings darf dann keine Mietpreisüberhöhung vorliegen. Gerät eine Mietstaffel in den Bereich der Mietpreisüberhöhung, wird dadurch allerdings nicht die gesamte Staffelmietvereinbarung unwirksam. In diesem Fall bezieht sich die Unwirksamkeit nur auf den jeweils überhöhten Betrag.

                  
                     !

                     
                        Tipp: Haben Sie sich als Vermieter bei der Festlegung der Mietstaffeln verkalkuliert, können Sie während der Laufzeit der Staffelmietvereinbarung nicht auf die ortsübliche Vergleichsmiete erhöhen. Ebenso ist auch eine Mieterhöhung wegen Modernisierung während dieser Zeit ausgeschlossen, selbst wenn Sie (z.B. wegen behördlicher Auflagen) modernisieren müssen. Planen Sie also während der Laufzeit der Staffelmietvereinbarung eine Modernisierungsmaßnahme, sollten Sie es sich gut überlegen, ob Sie eine Staffelmiete vereinbaren oder zu gegebener Zeit die Miete wegen Modernisierung erhöhen wollen.

                  

                  Bei einer wirksamen Staffelmietvereinbarung erhöht sich die Miete zum vereinbarten Zeitpunkt automatisch. Sie müssen den Mieter nicht gesondert auffordern, die höhere Miete zu entrichten. Sie können also ohne Weiteres die höhere Miete gerichtlich durchsetzen.

                  Ein Staffelmietvertrag ist nur wirksam, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind (§ 557a Abs. 1 und 2 BGB):

                  
                     	
                        Die Staffelmiete muss schriftlich vereinbart und von allen Vertragspartnern unterschrieben sein. Eine mündliche Vereinbarung oder eine Vereinbarung in Textform genügt nicht.

                     

                     	
                        Es muss entweder die jeweils zu zahlende monatliche Miete genannt oder der jeweilige Erhöhungsbetrag in Euro angegeben werden. Unwirksam ist die Vereinbarung, dass die Miete jedes Jahr um einen bestimmten Prozentsatz steigt. Zahlt der Mieter in diesem Fall gleichwohl die erhöhte Miete, weil er von der Wirksamkeit der Vereinbarung ausgeht, kann er die Erhöhungsbeträge zurückfordern.

                     

                     	
                        Die Miete muss jeweils für einen Zeitraum von mindestens einem Jahr unverändert bleiben. Ein Staffelmietvertrag, der eine Mieterhöhung in kürzeren Zeitabschnitten vorsieht, ist unwirksam. Längere Zeitabschnitte sind dagegen möglich.

                     

                  

                  
                     
                        Achtung: Eine Staffelmietvereinbarung, die diesen Voraussetzungen nicht entspricht, ist insgesamt unwirksam.

                  

                  Ist im laufenden Mietverhältnis die letzte Mietstaffel erreicht, können Sie die Miete nach den allgemeinen gesetzlichen Regelungen erhöhen, wenn Sie Ihrem Mieter beweisen können, dass die Miete unter der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt. Sie können selbstverständlich auch im Einvernehmen mit dem Mieter neue Mietstaffeln vereinbaren.

               

               
                  Vereinbarung einer Indexmiete bei unbefristetem Mietvertrag

                  
                     
                        
                     

                  

                  Kalkulationssicherheit für Vermieter und Mieter bietet auch die sogenannte Indexmiete, nach der sich die Miete an der Entwicklung der Lebenshaltungskosten orientiert. In diesem Fall muss schriftlich vereinbart werden, dass die Miete durch den vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland bestimmt wird (§ 557b Abs. 1 BGB). Bei Wohnraummietverträgen kann nur dieser Index vereinbart werden.

                  
                     »

                     
                        Beispiel: 
                        Die Vertragspartner vereinbaren, dass die Miete durch den vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland wie folgt bestimmt wird: Die Miete verändert sich gemäß dem vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland. Steigt oder fällt dieser ab Beginn des Mietverhältnisses, kann jede Vertragspartei eine der prozentualen Indexänderung entsprechende Änderung der Miete verlangen.
                     

                  

                  
                     
                        Achtung: Solange die Indexmiete gilt, sind nur zwei weitere Arten von Mieterhöhungen zulässig: solche wegen gestiegener Betriebskosten und Erhöhungen wegen Modernisierung, soweit der Vermieter bauliche Maßnahmen aufgrund von Umständen durchgeführt hat, die er nicht zu vertreten hat (z.B. bauliche Maßnahmen aufgrund behördlicher Auflagen). Nicht zulässig ist insbesondere eine Mieterhöhung zur Anpassung an die ortsübliche Vergleichsmiete.

                  

                  Will der Vermieter die Miete wegen des im Mietvertrag vereinbarten Indexes erhöhen, ist Folgendes zu beachten (§ 557b Abs. 2 und 3 BGB):

                  
                     	
                        Die bisherige Miete muss mindestens ein Jahr unverändert bleiben, bevor eine neue Anpassung erfolgen darf.

                     

                     	
                        Der Vermieter muss die Änderung gegenüber dem Mieter in Textform erklären (z.B. schriftlich, per E-Mail oder Fax) und in seinem Erhöhungsverlangen den alten und den aktuellen Index angeben, die Differenz in Prozent umrechnen und die neue Miete und die Erhöhung in einem Geldbetrag nennen. Erfüllt die Mieterhöhungserklärung des Vermieters diese Voraussetzungen nicht und ist sie deshalb nicht nachvollziehbar, wird sie nicht wirksam. In diesem Fall kann der Mieter entweder den Vermieter auf den Mangel hinweisen oder einfach weiterhin die alte Miete bezahlen.

                     

                     	
                        Die geänderte Miete ist vom Beginn des auf die Erklärung folgenden übernächsten Monats an zu zahlen. Gibt zum Beispiel der Mieter die wirksame Erklärung zur Mieterhöhung am 15. April ab, kann er die höhere Miete ab Juni verlangen. Nicht zulässig ist also eine rückwirkende Erhöhung.

                     

                  

                  
                     
                        Achtung: Der Mieter kann bei einer Senkung des Preisindexes vom Vermieter eine entsprechende Absenkung der Miete verlangen. Er muss dann genauso wie ein Vermieter vorgehen (vgl. oben). Das Recht des Mieters auf Mietsenkung kann vertraglich nicht ausgeschlossen werden, eine entsprechende Klausel wäre unwirksam. Ebenso wenig kann wirksam vereinbart werden, dass die Miete nicht unter einen bestimmten Betrag absinken darf.

                  

               

               
                  Vereinbarung der Miete beim Zeitmietvertrag

                  Ob bei einem Zeitmietvertrag, der nur unter den gesetzlichen Voraussetzungen abgeschlossen werden darf, eine Mieterhöhung auf die ortsübliche Vergleichsmiete zulässig ist, bedarf der Auslegung des Mietvertrags. Maßgeblich ist dabei insbesondere die Dauer der Befristung. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass bei einem kurzfristigen Zeitmietvertrag mehr dafür spricht, dass eine Mieterhöhung ausgeschlossen sein soll. Wollen Sie sich in einem Zeitmietvertrag die Anpassung der Miete vorbehalten, müssen Sie in den Mietvertrag einen Erhöhungsvorbehalt aufnehmen oder eine Staffel- oder Indexmiete vereinbaren.

                  
                     Vereinbarung eines Erhöhungsvorbehalts

                     Wollen Sie sich als Vermieter in einem Zeitmietvertrag während des laufenden Mietverhältnisses die Anpassung der Miete vorbehalten, sollten Sie dies sicherheitshalber im Mietvertrag regeln. Sie müssen dann einen sogenannten Mieterhöhungsvorbehalt in den Vertrag aufnehmen. Ein bestimmter Wortlaut dafür ist nicht vorgeschrieben. Der Vorbehalt muss aber klar und eindeutig formuliert sein. Unklare und unbestimmte Formulierungen gehen zu Ihren Lasten. Ein Erhöhungsvorbehalt kann auch in einen vorformulierten Mietvertrag aufgenommen werden.

                     
                        »

                        
                           Beispiel: 
                           Der Vermieter ist berechtigt, gesetzlich zulässige Mieterhöhungen vorzunehmen.

                     

                  

                  
                     Vereinbarung einer Staffel- oder Indexmiete

                     
                        
                           
                        

                        
                           
                        

                     

                     Neben einem Mieterhöhungsvorbehalt kann sich auch aus anderen Abreden ergeben, dass der Vermieter die Miete erhöhen darf. In Betracht kommen insbesondere die Vereinbarung einer Staffel- oder Indexmiete (vgl. oben).

                     
                        
                           Achtung: Nicht selten wird eine Staffelmiete mit einem Kündigungsverzicht vereinbart. Betrifft ein solcher Kündigungsausschluss den Mieter, ist zu beachten, dass der Kündigungsverzicht für höchstens vier Jahre zulässig ist (§ 557a Abs. 3 BGB). Danach muss der Mieter unter Einhaltung der Kündigungsfrist von drei Monaten kündigen können. Die 4-Jahres-Frist beginnt mit dem Abschluss des Mietvertrags, nicht mit dem Einzug des Mieters. Die zeitliche Grenze von vier Jahren kann auch nicht durch eine Klausel umgangen werden, nach der sich das Mietverhältnis nach Ablauf von vier Jahren jeweils um ein Jahr verlängert.

                     

                  

               

            

            
               2.1.3   Zusammensetzung der Miete

               
                  
                     
                  

               

               Wie sich die Miete zusammensetzt, hängt davon ab, was im Mietvertrag über die Betriebskosten geregelt ist. Die Mietart wird im Mietvertrag festgelegt. Es kann eine Grundmiete, eine Bruttokaltmiete, eine Bruttowarmmiete oder eine Teilinklusivmiete vereinbart werden. Diese Begriffe klingen alle ziemlich ähnlich, und doch gibt es feine Unterschiede, die sich für den Vermieter finanziell auswirken.

               
                  
                     Achtung: Die im Mietvertrag festgelegte Zusammensetzung der Miete können Sie als Mieter im Laufe des Mietverhältnisses nicht einseitig ändern. Sie können also zum Beispiel nicht einfach einseitig von der Brutto- auf die Nettomiete umstellen. Die Vertragsänderung ist grundsätzlich nur im Einvernehmen mit dem Mieter möglich.

               

               
                  Grundmiete

                  Ist im Mietvertrag vereinbart, dass der Mieter neben der Miete alle Betriebskosten (Heizung, Warmwasser und kalte Betriebskosten wie z.B. Wasserversorgungs-, Entwässerungs- und Müllbeseitigungskosten) tragen muss, so spricht man von der Grundmiete (auch Nettokaltmiete oder Nettomiete genannt). Die Betriebskosten sind vollständig ausgegliedert. Durch die Miete ist allein die Raumnutzung abgedeckt. Die Grundmiete ist heutzutage die übliche Mietart.

                  
                     !

                     
                        Tipp: Wenn Sie im Mietvertrag eine Grundmiete festlegen wollen, muss darin eindeutig hervorgehen, dass und welche Betriebskosten der Mieter tragen muss. Ferner sollten Vorauszahlungen auf die Betriebskosten vereinbart werden.

                  

               

               
                  Bruttokaltmiete

                  
                     
                        
                     

                  

                  Eine sogenannte Bruttokaltmiete (auch Pauschalmiete genannt) ist vereinbart, wenn der schriftliche Mietvertrag keine ausdrücklichen Regelungen zu den Betriebskosten enthält. In diesem Fall muss der Mieter die Kosten für Heizung und Warmwasser tragen, während alle anderen (sog. kalte) Betriebskosten in der Miete enthalten sind.

                  
                     
                        Achtung: Wenn Sie eine Bruttokaltmiete vereinbaren, sind mit der Miete alle Betriebskosten außer den Heizkosten abgegolten. Sie können vom Mieter also nichts außer den Heizkosten nachfordern. Der Nachteil dieser Mietart ist, dass Sie nicht flexibel auf steigende Kosten (beispielsweise Müllgebühren) regieren können. Es bleibt Ihnen nur die Möglichkeit, die Miete selbst zu erhöhen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorliegen.

                  

               

               
                  Bruttowarmmiete

                  
                     
                        
                     

                  

                  Wird im Mietvertrag eine Bruttowarmmiete vereinbart, sind in der Miete neben den sogenannten kalten Betriebskosten (z.B. Wasserversorgungs-, Entwässerungs- und Müllbeseitigungskosten) auch die Heiz- und Warmwasserkosten enthalten. Im Mietvertrag ist also ein einheitlicher Betrag für die gesamten Wohnkosten (Wohnungsnutzung plus alle Betriebskosten) vereinbart.

                  
                     
                        Achtung: Nach der Heizkostenverordnung ist die Vereinbarung einer Bruttowarmmiete grundsätzlich unzulässig, weil danach die Kosten für die zentrale Beheizung und die Warmwasserversorgung verbrauchsabhängig abgerechnet werden müssen. Es gibt nur wenige Ausnahmen, die im Einzelnen in der Heizkostenverordnung festgelegt sind, so zum Beispiel, wenn es sich um ein Gebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen handelt, dessen eine der Mieter selbst bewohnt, für Zimmervermietung, sowie Räume in Alters- und Pflegeheimen, Studentenheimen, Lehrlingsheimen. Nur in diesen Fällen können sämtliche Betriebskosten einschließlich des Energieverbrauchs in die Miete einbezogen werden.

                  

               

               
                  Teilinklusivmiete

                  Wird im Mietvertrag eine Teilinklusivmiete vereinbart, kann der Vermieter nur einen Teil der umlagefähigen Betriebskosten auf den Mieter umlegen, während der andere Teil mit der Miete abgegolten ist. Wirksam ist eine entsprechende Regelung nur dann, wenn die Betriebskosten, die auf den Mieter umgelegt werden, im Mietvertrag aufgeführt sind.

                  
                     
                        Achtung: Weil, wie oben dargestellt, die Heiz- und Warmwasserkosten nach der Heizkostenverordnung grundsätzlich verbrauchsabhängig abgerechnet werden müssen, ist – von den dargestellten Ausnahmefällen abgesehen – die Vereinbarung einer Teilinklusivmiete heute nur noch in der Form zulässig, dass in der Miete nur noch die sogenannten kalten Betriebskosten enthalten sein dürfen.

                  

               

            

            
               2.1.4   Fälligkeit der Miete, Zahlungsort

               
                  
                     
                  

                  
                     
                  

               

               Wird im Mietvertrag nichts anderes vereinbart, muss der Mieter die Miete spätestens bis zum dritten Werktag eines Monats entrichten (§ 556b Abs. 1 BGB). Zahlungsort ist in der Regel das im Mietvertrag angegebene Konto des Vermieters.

               Eine Klausel im Wohnraummietvertrag, die für die Rechtzeitigkeit einer Mietzahlung auf den Zahlungseingang abstellt, ist unwirksam, da sie dem Mieter unzulässigerweise das Risiko einer Verzögerung des Zahlungsvorgangs durch die beauftragte Bank auferlegt. Es genügt, wenn der Mieter seiner Bank den Zahlungsauftrag bis zum dritten Werktag erteilt hat (BGH, Az. VIII ZR 222/15).

               Durch eine entsprechende ausdrückliche Vereinbarung im Mietvertrag kann die Mietzahlung auch durch Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats erfolgen. In diesem Fall kann der Mieter innerhalb einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastungsbuchung von der Bank oder Sparkasse des Vermieters die Rückerstattung des belasteten Lastschriftbetrags verlangen. Bei unberechtigten (nicht autorisierten) Lastschriften gilt eine Rückerstattungsfrist von 13 Monaten ab dem Tag der Belastung. Unwirksam ist eine Klausel im Mietvertrag, nach der dem Mieter sein Recht auf Rückbelastung genommen wird.

               
                  !

                  
                     Tipp: Wenn der Mieter die Miete nicht rechtzeitig zahlt, kommt er in Zahlungsverzug, ohne dass Sie ihn zuvor gemahnt haben müssen. In diesem Fall werden Verzugszinsen mindestens in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes (5 % über dem Basiszinssatz) fällig, wenn Sie nicht einen höheren Zinssatz nachweisen können. Sie haben auch die Möglichkeit, auf Kosten des Mieters einen Rechtsanwalt mit der Wahrnehmung Ihrer Interessen zu beauftragen.

               

            

            
               2.1.5   Verjährung der Miete

               
                  
                     
                  

               

               Sind über Jahre hinweg Mietrückstände aufgelaufen, stellt sich die Frage nach der Verjährung dieser rückständigen Mietforderungen des Vermieters. Verjährung bedeutet, dass der Mieter berechtigt ist, die Zahlung der verjährten Miete zu verweigern. Sie können dann die rückständige Miete nicht mehr gerichtlich durchsetzen, wenn die Verjährungsfrist abgelaufen ist.

               
                  !

                  
                     Tipp: Auch eine verjährte Mietforderung besteht weiter. Wenn der Mieter trotz Verjährung die Miete zahlt, kann er diese nicht mehr zurückverlangen.

               

               
                  Verjährungsfrist beträgt drei Jahre

                  Die vom Mieter geschuldeten Mietzahlungen verjähren nach drei Jahren (§ 195 BGB). Die Verjährungsfrist beginnt am Ende des Jahres zu laufen, in dem die jeweilige Zahlung fällig und dem Vermieter bekannt wurde oder bekannt hätte sein müssen, dass sein Anspruch bestand (§ 199 Abs. 1 BGB).

                  
                     »

                     
                        Beispiel: Für Mietrückstände aus März oder April 2022 beginnt die Verjährung am 31.12.2022; verjährt sind die Ansprüche dann nach drei Jahren, also am 31.12.2025. Ende 2023 verjähren die 2019 entstandenen Mietrückstände.

                  

                  
                     !

                     
                        Tipp: Mit bestimmten Maßnahmen können Sie die Verjährung Ihrer Mietforderung verhindern. In diesen Fällen wird die Verjährungsfrist entweder »gehemmt« oder sie beginnt neu zu laufen.

                  

               

               
                  Hemmung der Verjährung

                  Führen Sie mit Ihrem Mieter ernsthafte Verhandlungen über Ihre Mietforderung, so hemmt dies die Verjährung (§ 203 BGB). Dabei genügt jeder Meinungsaustausch über Ihren Anspruch und seine tatsächlichen Grundlagen. Die Verhandlungen sind beendet, wenn sie von einer Partei abgebrochen werden. Die Verjährung der Mietforderung tritt dann frühestens drei Monate danach ein.

                  Die Verjährung Ihrer Mietforderung wird auch gehemmt, wenn Sie Ihre Forderung durch Klage vor Gericht geltend machen oder ein gerichtlicher Mahnbescheid zugestellt wird (§ 204 BGB). In diesen Fällen endet die Hemmung sechs Monate nach der rechtskräftigen Entscheidung oder anderweitigen Beendigung des eingeleiteten Verfahrens.

                  
                     
                        Achtung: Die Verjährung wird nicht durch eine einfache oder mehrfache Mahnung an den Mieter gehemmt.

                  

                  Bei der Hemmung der Verjährung wird der Zeitraum, während dessen die Verjährung gehemmt ist, nicht in die Verjährungsfrist eingerechnet. Die Verjährungsfrist verlängert sich also um diesen Zeitraum.

               

               
                  Neubeginn der Verjährung

                  Durch bestimmte Maßnahmen können Sie erreichen, dass die Verjährungsfrist für Ihre Mietforderung neu zu laufen beginnt. Die bisher abgelaufene Frist wird also nicht angerechnet.

                  Die Verjährung beginnt u.a. erneut, wenn der Mieter Ihre Mietforderung durch Abschlagszahlung, Sicherheitsleistung, Zinszahlung oder in anderer Weise (z.B. durch schriftliches Anerkenntnis) anerkannt hat.

               

            

         

         
            2.2   Mietdauer festlegen

            
               
                  
               

               
                  
               

            

            Ein Mietvertrag kann auf unbestimmte oder bestimmte Zeit abgeschlossen werden. Und eine längerfristige Bindung kann auch dadurch erreicht werden, dass die Vertragsparteien zwar einen Mietvertrag auf unbestimmte Zeit abschließen, aber für einen vertraglich festgelegten Zeitraum das ordentliche Kündigungsrecht ausschließen.

            
               2.2.1   Grundsatz: Mietvertrag auf unbestimmte Zeit

               
                  
                     
                  

               

               Der Mietvertrag auf unbestimmte Zeit (sog. unbefristeter Mietvertrag) ist der Regelfall. Ein auf unbestimmte Zeit abgeschlossener Mietvertrag liegt vor, wenn von vornherein kein Beendigungszeitpunkt festgelegt ist oder wenn sich der Mietvertrag nach Ablauf einer Mindestzeit auf unbestimmte Zeit verlängert, sofern weder der Vermieter noch der Mieter der Verlängerung nicht bis zu einem bestimmten Zeitpunkt widerspricht.

               Ein unbefristeter Mietvertrag kann vom Mieter jederzeit mit dreimonatiger Kündigungsfrist ordentlich gekündigt werden. Die ordentliche Kündigung des Vermieters ist grundsätzlich nur möglich, wenn einer der im Gesetz geregelten Kündigungsgründe vorliegt. Der Vermieter muss also ein sogenanntes berechtigtes Interesse an der Kündigung haben (z.B. Eigenbedarf). Andernfalls ist die Kündigung unwirksam.

            

            
               2.2.2   Zeitmietvertrag

               
                  
                     
                  

               

               Vermieter und Mieter können im gesetzlichen Rahmen auch einen Zeitmietvertrag abschließen und sich an eine bestimmte Mietdauer binden. Voraussetzung ist, dass ein gesetzlich anerkannter Befristungsgrund gegeben ist.

               
                  
                     Achtung: Ein befristetes Mietverhältnis endet automatisch mit dem Ablauf der Zeit, für die es eingegangen ist. Die ordentliche Kündigung sowohl durch den Vermieter als auch durch den Mieter ist unzulässig, es sei denn, diese Möglichkeit wurde ausdrücklich vereinbart.

               

               
                  Befristungsgründe

                  Ohne Weiteres, also ohne besondere Beschränkungen, können Sie einen Zeitmietvertrag abschließen für Wohnraum, der nur zum vorübergehenden Gebrauch vermietet ist, und für Untermietverhältnisse, in denen der Vermieter die Wohnung mitbewohnt und den Wohnraum überwiegend selbst möbliert hat, es sei denn, er hat die Wohnung dauerhaft dem Mieter zur Nutzung mit seinen Familien- und anderen Haushaltsangehörigen überlassen. Im Übrigen kann ein Mietvertrag nur dann befristet abgeschlossen werden, wenn einer der folgenden Befristungsgründe vorliegt (§ 575 Abs. 1 BGB):

                  
                     !

                     
                        Tipp: Sie können den Mietvertrag so lange befristen, wie Sie wollen, sofern ein Befristungsgrund vorliegt. Wenn Sie allerdings den Zeitmietvertrag mit einer Staffelmiete verbinden, kann der Mieter das befristete Mietverhältnis nach Ablauf von vier Jahren kündigen (§ 557a Abs. 3 BGB).

                  

                  
                     Beabsichtigte Eigennutzung

                     Eine Befristung des Mietvertrags ist möglich, wenn Sie die Mieträume nach Fristablauf für sich, Ihre Familienangehörigen oder Angehörige Ihres Haushalts nutzen wollen. Nicht Voraussetzung ist, dass Sie die Wohnung benötigen. Es ist vielmehr Ihr Wunsch ausreichend, die Wohnung selbst oder durch Ihnen nahestehende Personen zu nutzen. Auf den Wohnbedarf des begünstigten Personenkreises kommt es also nicht an. Die beabsichtigte Nutzung muss auf vernünftigen und nachvollziehbaren Gründen beruhen.

                  

                  
                     Beabsichtigte Modernisierung bzw. Baumaßnahme

                     Die Befristung des Mietvertrags ist auch zulässig, wenn Sie die Mieträume in zulässiger Weise beseitigen oder so wesentlich verändern oder instand setzen wollen, dass die Maßnahmen durch die Fortsetzung des Mietverhältnisses erheblich erschwert würden (z.B. Abriss des Gebäudes, Behebung baulicher Mängel, Umgestaltung der Räumlichkeiten). Ein Zeitmietvertrag ist jedoch nur möglich, wenn die Baumaßnahme nach den öffentlich-rechtlichen Vorschriften genehmigungsfähig ist.

                  

                  
                     Betriebsbedarf bei Werkwohnung

                     Schließlich kann eine Befristung des Mietvertrags vereinbart werden, wenn Räume an einen zur Dienstleistung Verpflichteten vermietet werden sollen (Werkmietwohnung).

                  

               

               
                  Mitteilung des Befristungsgrunds

                  Wenn Sie einen befristeten Mietvertrag abschließen wollen, müssen Sie dem Mieter bei Abschluss des Vertrags den Grund der Befristung schriftlich mitteilen (§ 575 Abs. 1 BGB). Am besten ist es, wenn Sie den Befristungsgrund in den Mietvertrag aufnehmen. Dabei müssen Sie konkrete Angaben machen. Eine Wiederholung des Gesetzestextes ist nicht ausreichend.

                  Bei einer beabsichtigten Eigennutzung müssen Sie zwar nicht eine bestimmte Person namentlich benennen, die schlagwortartige Begründung mit Eigenbedarf oder die einfache Berufung auf familiäre Gründe ist allerdings zu unbestimmt. So reicht zum Beispiel die Formulierung »Ich will die Wohnung einem Angehörigen überlassen« nicht aus (LG München I, Az. 14 T 2045/92). Bei einer beabsichtigten Baumaßnahme müssen Sie diese so genau bezeichnen, dass das Ausmaß der vorzunehmenden Arbeiten hinsichtlich Art und Dauer der Störung vom Mieter beurteilt werden kann. Das genaue Abrissdatum oder die genau geplante Baumaßnahme muss allerdings nicht angegeben werden (BGH, Az. VIII ZR 182/06).

                  
                     
                        Achtung: Schließen Sie einen befristeten Mietvertrag ohne gesetzlich anerkannten Befristungsgrund ab, ist die Befristung unwirksam. Der Mietvertrag gilt dann als auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Das gilt auch, wenn Sie ungenaue Formulierungen über die beabsichtigte Verwendung machen.

                  

               

            

            
               2.2.3   Vereinbarung eines Kündigungsverzichts

               
                  
                     
                  

               

               Wenn Sie Ihren Mieter vertraglich länger binden wollen, jedoch keinen gesetzlich anerkannten Befristungsgrund haben, können Sie einen Kündigungsverzicht im Mietvertrag vereinbaren. Ein solcher Ausschluss des Kündigungsrechts kann für beide Seiten, also für Vermieter und Mieter, oder einseitig nur für den Mieter vereinbart werden.

               
                  Beiderseitiger Kündigungsverzicht

                  Ein beiderseitiger Kündigungsverzicht kann auch in einem Formularmietvertrag, also in einem Mietvertrag, der zwischen den Parteien nicht individuell und detailliert ausgehandelt wurde, vereinbart werden (z.B. vorgedruckter Mietvertrag). Allerdings darf der Mieter für maximal vier Jahre an den Mietvertrag gebunden werden (BGH, Az. VIII ZR 243/05). Gerechnet wird dabei vom Zeitpunkt des Vertragsschlusses bis zu dem Zeitpunkt, zu dem der Mieter den Vertrag beenden kann.

                  
                     »

                     
                        Beispiel: Wenn der Mietvertrag am 1.12.2016 abgeschlossen wird und ein vierjähriger Kündigungsverzicht gelten soll, muss der Vertrag so formuliert werden, dass der Mieter das Mietverhältnis bis spätestens 30.11.2020 beenden kann. Nicht zulässig ist es, den Mieter über den 30.11.2020 hinaus zu binden, indem man ihm erst nach Ablauf der vier Jahre die Kündigung ermöglicht.

                  

                  
                     
                        Achtung: Nicht zulässig ist die Vereinbarung eines Kündigungsverzichts bei der Vermietung der Wohnung an Studenten. In diesem Fall ist ein im Mietvertrag vereinbarter Kündigungsausschluss unwirksam, selbst wenn er für eine kürzere Dauer als vier Jahre vereinbart ist (BGH, Az. VIII ZR 307/08).

                  

               

               
                  Einseitiger Kündigungsverzicht des Mieters

                  In einer sogenannten Individualvereinbarung ist es zulässig, dass nur der Mieter für eine bestimmte Zeit auf sein Kündigungsrecht verzichtet (BGH, Az. VIII ZR 81/03). Eine solche Vereinbarung liegt vor, wenn die Klausel mit dem Mieter erörtert wurde, er über den Inhalt und die Tragweite der Klausel belehrt wurde und er Gelegenheit hatte, inhaltlich Einfluss auf die Klausel zu nehmen.

                  In einem Formularmietvertrag ist ein einseitiger Kündigungsverzicht des Mieters nur zulässig, wenn der Kündigungsausschluss zusammen mit einer wirksamen Staffelmiete vereinbart wurde und die Dauer des Kündigungsausschlusses nicht mehr als vier Jahre seit Abschluss der Staffelmietvereinbarung beträgt (§ 557a Abs. 3 BGB).

               

            

         

         
            2.3   Den richtigen Mieter finden

            
               
                  
               

            

            Den richtigen Mieter zu finden, ist oft gar nicht so einfach. Handelt es sich um gefragten Wohnraum, haben Sie die Qual der Wahl. Andernfalls müssen Sie viele Hebel in Bewegung setzen, um den richtigen Mieter zu finden.

            
               2.3.1   Mieter suchen

               Wenn Sie wissen, welche Zielgruppe Sie ansprechen wollen, gibt es viele Möglichkeiten, wie Sie den richtigen Mieter für Ihre Wohnung finden. Selbstverständlich können Sie in der Tageszeitung inserieren oder einen Makler einschalten (vgl. dazu unten), mit einem bisschen Fantasie gibt es aber noch weitere Möglichkeiten:

               
                  	
                     Im Internet und in der Tageszeitung sollten Sie die Mietgesuche studieren.

                  

                  	
                     Fast jeder Supermarkt hat heute ein »Schwarzes Brett«, wo Sie auf Ihre Wohnung aufmerksam machen können. Auch in vielen Unternehmen gibt es »Schwarze Bretter«, an denen Wohnungsangebote ausgehängt werden können.

                  

                  	
                     Wenn Sie an Studenten vermieten wollen, sollten Sie die »Schwarzen Bretter« in der Mensa, in der Bibliothek und beim Studentenwerk nutzen.

                  

                  	
                     Bei manchen Gemeinden besteht die Möglichkeit, innerhalb des Bürgerbüros einen Aushang anzubringen.

                  

                  	
                     Hören Sie sich bei Bekannten und Freunden um.

                  

               

               
                  Inserat aufgeben

                  Sie können im Internet oder in der Tageszeitung ein Inserat aufgeben. Hier können Sie auch die kommunalen Mitteilungsblätter und Werbezeitschriften nutzen, in denen Sie Ihre Anzeige günstig unterbringen können und die mehr Haushalte erreichen als die Tageszeitung.

                  Wenn Sie ein Inserat aufgeben wollen, sollten Sie nicht am falschen Platz sparen. Investieren Sie in eine großzügige Anzeige. Achten Sie darauf, dass Ihre Anzeige alle wichtigen Informationen enthält. Dazu gehören insbesondere

                  
                     	
                        die Lage der Wohnung (z.B. Innenstadt), gegebenenfalls mit Hinweisen auf die Nähe von kulturellen und öffentlichen Einrichtungen, Einkaufszentren usw.,

                     

                     	
                        die Größe der Wohnung (Anzahl der Zimmer, Quadratmeter der Wohnfläche und eventueller zusätzlicher Nutzflächen wie Dachboden und Kellerräume),

                     

                     	
                        die Höhe der Miete (Kaltmiete, Betriebskosten, Betriebskostenvorauszahlungen),

                     

                     	
                        der Zeitpunkt, ab wann die Wohnung zu vermieten ist.

                     

                  

               

               
                  Wohnungsmakler beauftragen

                  
                     
                        
                     

                  

                  Wenn Sie selbst wenig Zeit haben, einen Mieter zu suchen, kann es sinnvoll sein, einen Wohnungsmakler zu beauftragen. Dabei sollten Sie beachten, dass es leider viele schwarze Schafe in dieser Branche gibt, worunter die seriösen Vertreter dieses Berufs zu leiden haben. Beachten Sie, dass Makler keine geschützte Berufsbezeichnung ist. Im Prinzip kann sich jeder, der ein entsprechendes Türschild an seinem Büro anschraubt, so nennen.

                  
                     !

                     
                        Tipp: Wenn Sie selbst einen Makler beauftragen, sollten Sie unbedingt darauf achten, dass dieser Mitglied im RDM (Ring Deutscher Makler) oder im VDM (Verband Deutscher Makler) ist. Leider ist das aber auch keine Garantie dafür, dass die betreffende Person die Geschäfte professionell abwickelt.

                  

                  Wenn bei der Wohnungsvermittlung ein Makler eingeschaltet ist, findet zum Schutz des Kunden das Wohnungsvermittlungsgesetz Anwendung. Danach hat der Makler nur dann Anspruch auf ein Entgelt für die Vermittlung oder für den Nachweis der Gelegenheit zum Abschluss von Mietverträgen, wenn durch seine Tätigkeit tatsächlich ein Mietvertrag zustande kommt.

                  Seit dem 1.1.2015 muss die Maklerprovision derjenige zahlen, der den Makler beauftragt hat. Als Vermieter können Sie also die Kosten für die Tätigkeit eines von Ihnen beauftragten Maklers nicht mehr einfach an den Mieter weiterreichen.

                  
                     !

                     
                        Tipp: Wenn Sie an den Makler ein ihm nicht zustehendes Entgelt bezahlt haben, etwa eine Provision, ohne dass ein Mietvertrag zustande gekommen ist, können Sie Ihre Zahlung zurückverlangen. Ihr Rückforderungsanspruch verjährt in drei Jahren (§ 195 Abs. 1 BGB). Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres zu laufen, in dem Sie von den Umständen Kenntnis erlangt haben, die Ihren Anspruch begründen (§ 199 Abs. 1 BGB).

                  

               

            

            
               2.3.2   Mieter auswählen

               Als Vermieter haben Sie es in der Hand, böse Überraschungen mit neuen Mietern zu verhindern. »Drum prüfe, wer sich ewig bindet, ob sich nicht doch was Besseres findet« lautet eine alte Weisheit, die Eltern gerne zitieren, wenn es um die Partnerwahl des Kindes geht. Ganz ähnlich ist es bei der Auswahl eines Mieters. Auch hier sollte sorgfältig geprüft werden, wem man seine Wohnung anvertraut. Das schont letzten Endes nicht nur Ihren Geldbeutel, sondern auch Ihre Nerven.

               In einem Gespräch mit dem Interessenten können Sie manches über ihn erfahren. Veranstalten Sie aber kein Verhör. Beschränken Sie sich vielmehr auf einige wesentliche Fragen. Und wichtig ist vor allem, dass Sie sich über die Bonität des Interessenten Gewissheit verschaffen.

               
                  Zulässige und unzulässige Fragen

                  Als Vermieter haben Sie kein grenzenloses Fragerecht gegenüber einem Wohnungsinteressenten. Sie dürfen insbesondere nicht dessen allgemeines Persönlichkeitsrecht verletzen.

                  
                     Welche Fragen zulässig sind

                     Neben Fragen, die die Bonität des Interessenten betreffen, dürfen Sie nach dem Familienstand des Interessenten fragen, aus welchen Gründen er seine alte Wohnung aufgeben und die neue Wohnung beziehen will, welchen Beruf er ausübt und seit wann, wie viele Personen in die Wohnung einziehen wollen und ob er Haustiere halten will. Im Zusammenhang mit dem Bestehen eines Arbeitsverhältnisses ist auch die Frage danach zulässig, ob es sich um einen befristeten oder einen unbefristeten Arbeitsvertrag handelt oder ob sich der Mietinteressent noch in der Ausbildung oder in der Probezeit befindet.

                     
                        !

                        
                           Tipp: Auf eine zulässige Frage des Vermieters muss der Mietinteressent wahrheitsgemäß antworten. Andernfalls hat es für ihn nachteilige rechtliche Konsequenzen.

                     

                  

                  
                     Welche Fragen nicht zulässig sind

                     Grundsätzlich nicht zulässig sind Fragen nach der Familienplanung, zur sexuellen Orientierung, zur Religionszugehörigkeit, zur Mitgliedschaft in einem Mieterverein, zum Bestehen einer Schwangerschaft oder zur Anhängigkeit eines staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens.

                     
                        !

                        
                           Tipp: Eine unzulässige Frage muss der Wohnungsinteressent nicht beantworten. In diesem Fall besteht für ihn allerdings die Gefahr, dass er die Wohnung nicht bekommt. Deshalb wird er unter Umständen solche Fragen wahrheitswidrig beantworten. Die Falschbeantwortung hat für den Interessenten keine negativen rechtlichen Folgen. Deshalb sollten Sie als Vermieter davon absehen, solche Fragen an den Wohnungsinteressenten zu stellen.

                     

                  

               

            

            
               2.3.3   Bonitätsprüfung

               
                  
                     
                  

                  
                     
                  

               

               Vor allem private Vermieter sind häufig zu gutgläubig. Sie verlassen sich oft blauäugig auf das, was ihnen der Mietinteressent über seine Einkommensverhältnisse sagt. Häufig beschränken sie sich auf eine Selbstauskunft des Bewerbers. Dabei haben sie einen Anspruch darauf, dass der Mietinteressent seine Angaben belegt.

               
                  !

                  
                     Tipp: Als Vermieter sollten Sie Ihre Mieter immer sorgfältig auswählen. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang insbesondere die Bonität des Mieters, weil diese seine Hauptleistungspflicht, nämlich die Pflicht, die vereinbarte Miete zu zahlen, betrifft. Bevor ein Mietvertrag unterschrieben wird, ist es deshalb in jedem Fall ratsam, sich im Rahmen des rechtlich Zulässigen über den Beruf und den Arbeitgeber sowie über die finanzielle Situation des Mietinteressenten zu erkundigen.

               

               Als Vermieter sind Sie grundsätzlich berechtigt, Daten zu erheben, die Ihnen eine Beurteilung erlauben, ob der Mieter in Zukunft in der Lage sein wird, die monatliche Miete zu entrichten. Die Mietzahlung gehört schließlich zu den Hauptpflichten des Mieters. Ihr Fragerecht erstreckt sich allerdings nur auf solche Fragen, die mit dem Mietverhältnis im Zusammenhang stehen. Sie müssen an den abgefragten Informationen ein berechtigtes Interesse haben und das Recht des Mietinteressenten auf informationelle Selbstbestimmung beachten. Nur dann ist die Frage an den Mietinteressenten zulässig.

               
                  Zulässige Fragen zur Bonitätsprüfung

                  Generell gilt, dass alle Fragen zu den Vermögens- und Einkommensverhältnissen berechtigte und deshalb zulässige Fragen des Vermieters zur Bonität des Mietinteressenten sind. Insbesondere folgende Fragen werden in diesem Zusammenhang als zulässig angesehen: Fragen danach,

                  
                     	
                        über welches Nettoeinkommen der Bewerber verfügt,

                     

                     	
                        ob über das Vermögen des Mietinteressenten das Insolvenzverfahren eröffnet worden ist,

                     

                     	
                        ob eine Einkommenspfändung vorliegt,

                     

                     	
                        ob das Sozialamt oder ein anderer Grundsicherungsträger die Mietkosten übernimmt,

                     

                     	
                        ob ein Räumungstitel wegen Mietzinsrückständen besteht bzw. einmal bestand.

                     

                  

                  Auf eine zulässige Frage des Vermieters muss der Mietinteressent wahrheitsgemäß antworten. Andernfalls hat es für ihn nachteilige rechtliche Konsequenzen:

                  
                     	
                        Hat der Mieter die Wohnung noch nicht bezogen, liegt der Tatbestand einer rechtswidrigen arglistigen Täuschung vor. Sie können den Mietvertrag anfechten und unter Umständen Schadensersatz (z.B. die Kosten für ein neues Inserat in der Tageszeitung) verlangen. Der Mietvertrag ist nach erklärter Anfechtung unwirksam (§ 142 Abs. 1 BGB).

                     

                     	
                        Entdecken Sie die Lüge des Mieters erst nach dessen Einzug, ist eine Anfechtung des Mietvertrags nicht mehr möglich. Es liegt aber eine schuldhafte Pflichtverletzung gemäß § 543 BGB vor. Sie können den Mietvertrag fristlos kündigen, sofern Ihnen die Fortsetzung des Mietverhältnisses wegen der Pflichtverletzung des Mieters (z.B. wegen der Lüge bei der Selbstauskunft) unzumutbar wäre. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn sich die Falschauskünfte dahin gehend auswirken, dass Ihre berechtigten Interessen an regelmäßigen Zahlungseingängen beeinträchtigt werden oder in Zukunft beeinträchtigt sein könnten.

                     

                  

               

               
                  Unzulässige Fragen zur Bonitätsauskunft

                  Grundsätzlich unzulässig ist die Frage, wie lange das Arbeitsverhältnis, in dem der Mietinteressent steht, bereits dauert. Aus der Dauer des bestehenden Arbeitsvertrags lassen sich nämlich keine sicheren Rückschlüsse auf den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses und damit auf die fortdauernde wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Bewerbers ziehen.

                  Unzulässig ist auch die Frage nach den Einkommensverhältnissen von Angehörigen, soweit diese Personen nicht in den Mietvertrag einbezogen werden sollen (z.B. im Rahmen einer Bürgschaft).

                  
                     
                        Achtung: Eine unzulässige Frage darf der Mietinteressent wahrheitswidrig beantworten, ohne dass es für ihn die oben genannten rechtlichen Konsequenzen hat.

                  

               

               
                  Möglichkeiten der Bonitätsprüfung

                  Als Vermieter haben Sie mehrere Möglichkeiten, die für Ihre Entscheidung, an welchen Bewerber Sie die Wohnung vermieten, maßgebenden Daten zu erheben. Im Regelfall dürften Sie besonders daran interessiert sein, zu erfahren, ob Ihr künftiger Vertragspartner in der Lage sein wird, die Miete zu zahlen.

                  
                     Vorlage von Einkommensnachweisen

                     Die Erkundigung nach den Einkommensverhältnissen des Mietinteressenten, also insbesondere nach dem Betrag seines Einkommens, der ihm abzüglich laufender monatlicher Verbindlichkeiten zur Begleichung der Miete zur Verfügung steht, ist grundsätzlich zulässig, da sie für die Beurteilung der Bonität des Mieters erforderlich sind.

                     Zur Ermittlung der Einkommensverhältnisse des Mietinteressenten kann insbesondere auf einen Einkommensnachweis, das heißt auf eine Einkommensbescheinigung (wenn der Bewerber Arbeitnehmer ist) oder auf den letzten Einkommensteuerbescheid (wenn der Mietinteressent selbstständig ist) zurückgegriffen werden. Dabei ist es zunächst ausreichend, wenn der Bewerber angibt, sein monatliches Einkommen übersteige einen bestimmten Betrag.

                     
                        
                           Achtung: Erst wenn Sie sich für einen bestimmten Mietinteressenten entschieden haben, dürfen Sie von diesem konkrete Nachweise zu seinen Einkommensverhältnissen verlangen.

                     

                     Einen Einkommensnachweis kann der Mietinteressent insbesondere durch Vorlage von Lohn- und Gehaltsabrechnungen, Kontoauszügen oder durch eine entsprechende Bescheinigung des Arbeitgebers über die Richtigkeit der Angaben zu seinem Nettoeinkommen erbringen. Im Regelfall dürfen dabei die letzten drei Gehaltsabrechnungen des Mietinteressenten als Nachweis gefordert werden.

                  

                  
                     Selbstauskunft des Mietinteressenten

                     
                        
                           
                        

                     

                     Im Rahmen der Selbstauskunft beantwortet der Mietinteressent bestimmte Fragen des Vermieters zu seinen persönlichen, familiären und wirtschaftlichen Verhältnissen. Dabei wird dem Bewerber ein vorgefertigter Katalog von Fragen vorgelegt, die dieser schriftlich beantworten soll. Abgefragt werden dürfen jedoch nur solche Informationen, die mit dem Mietverhältnis im Zusammenhang stehen und an deren wahrheitsgemäßer Beantwortung der Vermieter ein berechtigtes Interesse hat.

                     
                        !

                        
                           Tipp: Die schriftliche Beantwortung der Fragen hat für Sie gegenüber mündlichen Angaben des Mietinteressenten den Vorteil, dass Sie gegebenenfalls beweisen können, dass Fragen wahrheitswidrig beantwortet wurden. Darauf kann dann die Anfechtung des Mietvertrags wegen arglistiger Täuschung bzw. die fristlose Kündigung des Mietverhältnisses gestützt werden.

                     

                  

                  
                     Vorlage einer Vormieterbescheinigung

                     
                        
                           
                        

                     

                     Die Frage nach früheren Wohnverhältnissen des Mieters ist grundsätzlich unzulässig. Das gilt auch für deren Dauer und den Grund der Beendigung des Mietverhältnisses. Bestehen allerdings noch berechtigte und noch offene Mietzinsverpflichtungen aus einem früheren Mietverhältnis, so hat der Mietinteressent diese auf entsprechende Nachfrage wahrheitsgemäß offenzulegen.

                     Gelegentlich verlangen Vermieter vom Mieter eine sogenannte Mietschuldenfreiheitsbescheinigung. Damit bestätigt der bisherige Vermieter, dass der Mieter keine Schulden bei ihm hat. Kann der Mietinteressent eine solche Bescheinigung seines derzeitigen Mieters vorlegen, spricht das für ihn.

                     Weil der Vermieter laut Bundesgerichtshof nicht verpflichtet ist, seinem bisherigen Mieter bei Beendigung des Mietverhältnisses über die Erteilung einer Quittung über die vom Mieter empfangenen Mietzahlungen hinaus eine Mietschuldenfreiheitsbescheinigung zu erteilen, kann der Vermieter vom Mietinteressenten nicht die Vorlage einer entsprechenden Vermieterbescheinigung verlangen. Als Vermieter sollten Sie die Bescheinigung also nicht zur Bedingung machen.

                     
                        
                           Achtung: Ist Ihnen der Vorvermieter bekannt, haben Sie auch die Möglichkeit, diesen anzurufen und persönlich Auskünfte über den Mietinteressenten einzuholen. Allerdings ist auf Vermieter-Solidarität nur bedingt Verlass. So besteht die Gefahr, dass der Vorvermieter die Karten nicht auf den Tisch legen will und seinen Mieter weglobt, wenn er diesen loswerden will.

                     

                  

                  
                     Bonitätsauskünfte bei Auskunfteien

                     Ein bestehendes Arbeitsverhältnis und ein regelmäßiges Gehalt sagen nichts über die Zahlungsmoral des Mietinteressenten aus. Wie es damit bestellt ist, kann zuverlässig weder der Selbstauskunft des Mietinteressenten noch einer Vormieterbescheinigung entnommen werden. Hier können Informationen von Auskunfteien helfen. In Betracht kommt insbesondere die SCHUFA, die Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung.

                     
                        
                        Als Vermieter sollten Sie vom Mietinteressenten neben Einkommensnachweisen und einer Selbstauskunft zusätzlich eine Bonitätsauskunft der SCHUFA verlangen. Damit kann der Mietinteressent seine Kreditwürdigkeit gegenüber dem künftigen Vermieter oder anderen Vertragspartnern untermauern.

                     
                        
                           Achtung: Eine Bonitätsauskunft dürfen Sie grundsätzlich erst dann verlangen, wenn der Abschluss des Mietvertrags mit dem Bewerber nur noch vom positiven Ergebnis einer entsprechenden Auskunft abhängt.

                     

                  

               

            

         

         
            2.4   Energieausweis beschaffen

            
               
                  
               

            

            Wer eine Wohnung vermieten möchte, braucht einen Energieausweis. Gesetzliche Grundlage ist das Gebäudeenergiegesetz. Das Dokument soll Mietinteressenten über die energetischen Kennwerte und die daraus resultierenden Treibhausgasemissionen des Gebäudes informieren. Den Energieausweis müssen Sie als Vermieter aber nur bei einem Nutzerwechsel vorlegen. Solange sie Ihr Wohneigentum selbst nutzen oder nicht neu vermieten, brauchen Sie keinen Energieausweis. Mieter in bestehenden Mietverhältnissen haben daher keinen Anspruch, den Energieausweis einzusehen.

            
               2.4.1   Vorlage des Energieausweises

               Spätestens bei der Wohnungsbesichtigung muss dem Mietinteressenten der Energieausweis oder eine Kopie hiervon vorgelegt werden. Dieser Pflicht genügen Sie als Vermieter, wenn Sie den Ausweis während der Besichtigung deutlich sichtbar aushängen oder auslegen. Findet keine Besichtigung statt, haben Sie den Energieausweis oder eine Kopie hiervon spätestens dann unverzüglich vorzulegen, wenn Sie der potenzielle Mieter zur Vorlage auffordert. Das Original oder eine Kopie des Ausweises müssen Sie spätestens beim Abschluss des Mietvertrags dem Mieter übergeben. Anderenfalls begehen Sie eine Ordnungswidrigkeit und riskieren ein Bußgeld.

               
                  
                     Achtung: Die Kosten für die Erstellung eines Energieausweises können dem Mieter nicht als Betriebskosten berechnet werden.

               

               Wird vor der Vermietung einer Wohnung eine Immobilienanzeige in kommerziellen Medien aufgegeben und liegt zu diesem Zeitpunkt ein Energieausweis vor, so hat der Vermieter sicherzustellen, dass in dieser die folgenden Angaben aus dem Dokument verpflichtend enthalten sind:

               
                  	
                     die Art des Energieausweises: Energiebedarfsausweis oder Energieverbrauchsausweis,

                  

                  	
                     der Endenergiebedarf oder der Endenergieverbrauch für das Gebäude,

                  

                  	
                     die wesentlichen Energieträger für die Heizung des Gebäudes,

                  

                  	
                     Baujahr und

                  

                  	
                     Energieeffizienzklasse.

                  

               

            

            
               2.4.2   Arten von Energieausweisen

               
                  
                     
                  

               

               Der Energieausweis dokumentiert den energetischen Ist-Zustand eines Gebäudes. Er enthält allgemeine Angaben zum Haus, zu den verwendeten Heizstoffen (z.B. Gas, Holzpellets oder Strom) sowie die Energiekennwerte des Gebäudes. Neuere Ausweise für Wohngebäude führen darüber hinaus, ähnlich wie Elektrogeräte, eine Energieeffizienzklasse von A+ bis H auf.

               
                  
                     Achtung: Wenn Eigentümer Daten für den Energieausweis bereitstellen, sind sie für die Richtigkeit der Angaben verantwortlich.

               

               Es ist zwischen dem verbrauchs- und dem bedarfsorientierten Energieausweis zu unterscheiden. Diesen Ausweisen liegen unterschiedliche Bewertungsverfahren zugrunde. Vereinfacht ausgedrückt unterscheiden sich die beiden Ausweisarten wie folgt:

               
                  	
                     Beim Bedarfsausweis werden die Kennwerte für den Energiebedarf rechnerisch auf der Grundlage von Baujahr, Bauunterlagen (Gebäudetyp, Adresse, Anzahl der Wohnungen und Gesamtwohnfläche), den technischen Gebäude- und Heizungsdaten und unter standardisierten Rahmenbedingungen (Klimadaten, Nutzerverhalten, Raumtemperatur) bestimmt. Die berechneten Kennwerte sind unabhängig vom individuellen Heiz- und Wohnverhalten der Bewohner.

                  

                  	
                     Für den Verbrauchsausweis müssen ebenfalls die üblichen Gebäudedaten, vor allem aber die Verbrauchsdaten der letzten drei Jahre vorliegen. Hierzu gehören das Anfangs- und Enddatum der drei Abrechnungszeiträume. Längere Leerstände während dieser Zeit sollten berücksichtigt werden. Wichtig ist zudem, ob der Energieverbrauch für Warmwasser in den Verbrauchsdaten enthalten ist oder ob das Wasser dezentral, beispielsweise über elektrische Boiler oder Durchlauferhitzer, erwärmt wird. Aus den Heizkostenabrechnungen oder anderen geeigneten Verbrauchsmessungen werden die Kennwerte für den Energieverbrauch des gesamten Gebäudes ermittelt. Die Kennwerte sind abhängig vom individuellen Heiz- oder auch Lüftungsverhalten der Bewohner und davon, wie oft sie anwesend sind. Leerstände im Gebäude oder die Gesamtnutzfläche werden manchmal nicht richtig erfasst. Das kann die Ergebnisse verfälschen.

                  

               

               
                  !

                  
                     Tipp: Grundsätzlich ist der Bedarfsausweis als sehr viel höherwertiger einzuschätzen als der Verbrauchsausweis, denn hier erfolgt eine objektive Berechnung des Energiebedarfs durch Fachleute. Der Verbrauchsausweis gibt den Energieverbrauch der letzten drei Jahre für Heizung und Warmwasser der Gebäudenutzer wieder. Er stellt also den tatsächlichen Energieverbrauch je Quadratmeter fest. Diese Form des Energieausweises steht daher in enger Abhängigkeit zum individuellen Nutzerverhalten. Über den eigentlichen Zustand des Gebäudes kann also ein sparsames und sehr energiebewusstes Nutzerverhalten hinwegtäuschen.

               

            

            
               2.4.3   Gültigkeitsdauer

               Energieausweise gelten zehn Jahre ab Ausstellungsdatum. Neben der Miete ist für Mietinteressenten insbesondere auch der Energieverbrauch eine wichtige Entscheidungsgrundlage für die Begründung eines Mietverhältnisses. Deshalb sollten Sie im eigenen Interesse einen neuen Ausweis ausstellen lassen, wenn Sie bauliche Änderungen am Gebäude vornehmen (z.B. neue Fenster oder Außendämmung), die zu einer Verbesserung des energetischen Zustands des Gebäudes führen.

            

         

      

      
         3   Abschluss des Mietvertrags

      
      
         
            
               
            

         
         
            Einführung

            Wenn Sie den Mietvertrag abschließen, gilt es, einige grundlegende Dinge zu beachten. Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang insbesondere, in welcher Form Sie den Vertrag abschließen, wie die Mieträume mietvertraglich genau beschrieben werden und wie die Wohnungsfläche berechnet wird. Ferner sollten Sie beim Abschluss des Mietvertrags bereits den Ernstfall absichern, dass der Mieter seinen mietvertraglichen Pflichten nicht nachkommen kann, und eine Mietsicherheit (Mietkaution) vereinbaren. Und wenn für das Mietverhältnis auch eine Hausordnung gelten soll, müssen Sie darauf achten, dass deren Einbeziehung in den Mietvertrag korrekt erfolgt.

         

         
            3.1   Form des Mietvertrags

            
               
                  
               

            

            Den Mietvertrag können Sie mündlich oder schriftlich abschließen. Bei einem schriftlichen Mietvertrag können Sie die einzelnen mietvertraglichen Vereinbarungen individuell oder im Rahmen eines sogenannten Formularvertrags treffen.

            
               3.1.1   Mündlicher oder schriftlicher Mietvertrag

               Ein Mietvertrag ist zustande gekommen, wenn sich Vermieter und Mieter über den Mietgegenstand (Wohnung), die zu zahlende Miete und den Beginn des Mietverhältnisses einig sind.
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